
Landtag von Baden-Württemberg  Drucksache 16/ 

16. Wahlperiode  

 

 

Antrag 

der Abg. Martin Rivoir u.a. SPD  

 

 

Zwangsgeld und Zwangshaft gegen das Land Baden-

Württemberg? 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

I. zu berichten, 

 

1. von welcher Kostenstelle des Landeshaushalts ein ggf. vom Verwaltungsge-

richt Stuttgart gegen das Land Baden-Württemberg, vertreten durch das Re-

gierungspräsidium Stuttgart, verhängtes Zwangsgeld wegen Nichteinhaltung 

des Vergleichs zum Neckartor vom 26. April 2016 bezahlt werden würde; 

 

2. auf welche Kostenstelle des Landeshaushalts ein ggf. vom Verwaltungsge-

richt Stuttgart gegen das Land Baden-Württemberg, vertreten durch das Re-

gierungspräsidium Stuttgart, verhängtes Zwangsgeld wegen Nichteinhaltung 

des Vergleichs zum Neckartor vom 26. April 2016 einbezahlt werden würde; 

 

3. ob sie die Möglichkeit der Verhängung eines Zwangsgeldes bei Nichteinhal-

tung des Vergleichs zum Neckartor vom 26. April 2016 in Betracht zieht und 

falls nein, aus welchen Gründen sie diese Möglichkeit von vornherein aus-

schließt; 

 

4. wie sie die Sinnhaftigkeit eines solchen Verfahrens mit einem Zwangsgeld 

bewertet; 

 

5. auf welcher rechtlichen Grundlage ggf. über ein Zwangsgeld hinaus eine 

Zwangshaft angeordnet werden könnte; 

 

6. ob sie die Möglichkeit der Verhängung einer Zwangshaft wegen Nichteinhal-

tung des Vergleichs zum Neckartor vom 26. April 2016 in Betracht zieht und 

falls nein, aus welchen Gründen sie diese Möglichkeit von vornherein aus-

schließt; 

 

7. gegen wen ggf. als Vertreter des Landes Baden-Württemberg eine solche 

Zwangshaft aus ihrer Sicht angeordnet werden könnte. 

 

 

 

30.1.2018 

Rivoir, Binder, Hofelich, Kleinböck, Stickelberger, Gall 
 

 

 



 

Begründung 

Nachdem das Land Baden-Württemberg den von ihm selbst am 26. April 2016 ge-

schlossenen Vergleich zu einer Reduktion des Verkehrs am Neckartor in Stuttgart nicht 

einhalten will, stehen nun weitere, vom Verwaltungsgericht Stuttgart angeordnete 

Zwangsmaßnahmen im Raum. 

Deshalb ist von Interesse zu erfahren, wie die Landesregierung über diese Maßnahmen 

denkt und wie sie deren Umsetzung gewährleisten will. 


